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Die Konserenz der Parteiopposition .
In Lerlin hat am 7. Januar eine Konferenz der Partei¬

opposition getagt , die mit den gegensätzlichsten Empfindungen
nnd Auffassilngcn begrüßt und gcwcrtct worden ist . Ein

Spiegelbild das der Gegensätze , deren Entwicklung innerhalb

der deutschen Sozialdemokratie , der sozialistischen Parteien

der ganzen Welt in den Zeiten des imperialistischen Welt¬

krieges wie in Trcibhaushitze rasch vorangeschritten ist .

Die Tagung war von de » « Vorstand der Sozialdemokratischen
Arbeitsgemeinschaft einberufen worden und vereinigte alle

Gruppen der Opposition gegen die Politik der Fraktionsmehr¬
heit und des Parteivorstand ? . Die Anhänger dieser Politik
— an ihrer Spitze daS Organ dcS Partcivorstands — hatten
die Zilsammcnknnft von vornherein in Acht und Bann erklärt

und als dasWerkvon „Partcizerrnttern " und „Partcizcrstörcrn " ,
von Herostratcn der Arbeiterbewegung gcbrandmarkt , die ledig¬
lich von Krakcelsucht und Positionshunger bewegt werden .

Hätte eS noch des Beweises bedurft , wie grundfalsch diese

Meinung ist , so wäre er durch den Charakter und den Ver¬

lauf der Konferenz gegeben worden . Denn gerade die Sorge
um die Gegenwart nnd Zuklinft der Sozialdemokratie , des

Klassen - und Emanzipationskampfcs des Proletariats hat die

Tagung von der ersten bis zur letzten Minute getragen und

beherrscht . Sie ist es gewesen , die trotz scharfer Meinungs -

gegensätzc die verschiedenen Richtungen der Parteiopposition
zu gemeinsamen Verhandlungen zusammengeführt und in der

Aiisfassung vereinigt hat , bei dem unvermeidlichen Getrennt -

marschicren von Fall zu Fall vereint zu schlagen .
Wenn diese Sorge die Tagenden und den hinter ihnen stehenden

Teil der Parteigenossenschaft in einem unüberbrückbaren Gegen¬

satz zu den Vertretern der sogenannten Mehrhcitspolitik zeigt .

so ist das in der Statur dieser Politik und ihren Folgen be¬

gründet . Aufhören , die Politik der Fraktionsmehrheit zu be¬

kämpfen . das würde für die Parteiopposition nicht mehr und

nicht weniger bedeuten , als ans ihre sozialistische Überzeugung
verzichten , die Grundsätze preisgeben , die all die Jahre hin¬

durch Kern und Stern der politischen Betätigung gewesen sind .
Um was es in den Auseinandersetzungen innerhalb der

Sozialdemokratie geht und für die Konferenz ging , das ist
denn doch ein anderes als „ die üblen Neste eines aufgeregten
Meinungsstreites und dic OuiSquilien dcs KampseS der Partei -
koiilpetenzcn " , wie der „ Vorwärts " sich so schön wie tiefsinnig
ausdrückte . ES ist niit den sozialistischen Grundsätzen der Sozia -
Iismus selbst , der durch die Politik des 4. August dem Natio¬

nalismus geopfert wird , und zu dem die proletarischen Massen
zurückzuführen das Ziel des Gärungs - und Klärungsprozesses
ist , der sich in der Partciopposition äußert . So mußte es zur
Konferenz der Opponierenden komnien — früher oder später .

Wie die Dinge liegen , trat auf der Tagung jedoch der Kampf
um das hohe Ziel der Partciopposition zurück hinter den Aus¬

einandersetzungen um Mittel und Wege , in der Partei die Mei -

nnngs - und Bewegungsfreiheit zu erringen , die cS ermöglicht ,
Überzcugungsgegensätzc auszufechtcn , dem Ziel zu dienen . Der

Parteivorstand braucht und mißbraucht die ihni zur Verfügung
stehenden Machtmittel , um die „ Gesamtpartei auf die Politik
der Reichstagsfraktion vom 4. August 1914 festzulegen und sie

dieser Politik dienstbar zu machen . Den wachsenden Wider¬

spruch versucht er durch planmäßige Gcwaltmaßregeln unter

Verletzung des Organisationsstatuts niederzuhalten " . Der

Kampf gegen diese Gewaltmaßrcgeln des Partcivorstandcs
bildete in der Folge den Mittelpunkt der Verhandlungen .

Genossen Haase ' s einleitendes Referat enthielt in der

Hauptsache eine wuchtige , scharfe Abrechnung mit dem Ver¬

halten des Partcivorstandes und der Fraktionsmehrheit . Mit
Stecht hob Haase dabei hervor , daß die von der Regierung
aufgerollte Friedenssragc die Gegensätze in der Partei noch
mehr zugespitzt habe . Die Mehrheitsfraktiou habe sich dabei

„ durchaus als Werkzeug Bethmann Hollwegs behandeln lassen ,
der nicht daran denke , die Friedcnszicle der Sozialdemokratie
zu vertretcil . Es sei nicht nur Recht , sondern Pflicht der auf
dcni Boden der Opposition stehenden Parteigenossen , sich im

Rahmen des Parteistatuts zusammenzuschließen , nicht isoliert

zu bleiben . Die Massen müßten für die Opposition gewonnen
werden . Die Arbeiterbewegung könne nur als Massenbewe¬

gung existieren , die nicht zum alten Tradcsunionismus herab¬

sinken dürfe , sondeni erfüllt sein müsse von sozialdemokra¬
tischem Geist . "

Genosse Lipinski zog die praktischen Schlußfolgerungen
der Verhältnisse für den Zusammenschluß , das planmäßige
Zusammenwirken der Opposition im Rahmen der Partei . Er

verwarf die Bcitragsspcrre , „ die Praktisch keinen Erfolg ver¬

spreche , die Macht des Parteivorstandcs nicht berühre , ihm

aber ein formelles Recht gebe , gegen die Organisationen vor¬

zugehen " . Auch wir vermögen der Beitragssperre nicht die

überragende Bedeutung beizumessen , die ihr ein Teil der

äußersten Linken zuerkennt , deren grundsätzlicher Auffassung
wir im allgemeinen zustimmen . Die Beitragssperre ist nur

eine Zwcckmäßigkeitsfrage , als solche kühl und nüchtern zu

erwägen und — wie uns scheint — zu verneinen . Die Ar¬

beitsgemeinschaft hatte zur Organisierung der Opposition eine

Resolution eingebracht , die die Gedankengänge der beiden

Referenten zusammenfaßt . Eine Sammluna der Opposition

auf dieser Grundlage oder einer anderen war jedoch zurzeit
unmöglich . Es fehlte die wichtigste Voraussetzung dafür : die

Anscinandersetzung und Verständigung über die grundsätzlichen
Fragen , um deren Klärung die Opposition ringt .

Gewiß : die Arbeitsgemeinschaft hat sich seit dem ersten Nein

gegen die Kricgskredite nnd seiner recht opportumsrischen Be -
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gründuiig entschieden weiter nach links entwickelt . Der über -

waltchende Anschaunngsunterricht der Tatsachen und die Kritik

der äuszersten Linken haben ihre vorwärtstreibende Wirkung
nicht verfehlt . Aber die Fraktion hat sich noch nicht allen von :

Kriege aufgeworfenen Erscheinungen und Fragen gegenüber
stets mit der nötigen Schärfe und Festigkeit auf den Boden

deS internationalen Sozialismus gestellt ; noch ist ihr grund¬
sätzliches Bekenntnis hier und da unklar und kompromisselnd ,
ihr taktisches Verhalten schüchtern und zaghaft , es welkt unter

dem Reif einer Überschätzung des Parlamentai - ismus ; noch

läßt sie sich durch hundert Rück - , Vor - und Nachsichten daran

hindern , jederzeit unzweideutig auszusprechen , was ist , und

handelnd die Konsequenzen davon zu ziehen .
Deshalb stellten die Vertreter der Genossinnen und Ge¬

nossen , die auf dem Boden der Zeitschrist Internationale
stehen , eine eigene Resolution derjenigen der Arbeitsgemein¬
schaft entgegen . Ihr Wortführer mußte mit Recht erklären ,

„ daß die äußerste Linke mit der Arbeitsgemeinschaft nicht durch
dick und dünn gehen könne . Ein Bündnis mit ihr stoße schon
von vornherein auf die Schwierigkeit , daß die Fraktion keinen

einheitlichen Standpunkt habe . Das zeige sich zumal bei der

Frage der Landesverteidigung . Seine Freunde halten dazu

nach wie vor die Grundsätze fest , die Genossin Duncker auf
der Reichskonferenz dargelegt hat . Sie treten trotz der Be¬

fürwortung der Veitragssperre nicht für die Spaltung der

Partei ein , denn unter dem Belagerungszustand betrachten sie
die Organisation als das gegebene Feld des Klassenkampfes .
Es gelte die Partei auf andere Wege zu bringen , damit sie

schlagkräftiger werde , als sie sich am 4. August 1914 erwiesen

habe . " Auch Genosse Julian B orchardt wendete sich im Namen

der internationalen Sozialisten Deutschland gegen
die Auffassung und Haltung der Arbeitsgemeinschaft und emp¬

fahl die Veitragssperre .
So konnte es zu keiner einheitlichen Beschlußfassung über

die Wege zur Organisierung der Opposition kvmincu . Die

Meinungsgegensätze traten erneut zutage bei der Stellung¬

nahme zu der von Genossen Kantsky eingebrachten und be¬

gründeten Friedenskundgebung . So hoch die äußerste Linke

der Opposition die sozialistische Friedensaktion wertet , ja ge¬
rade iveil sie sie unter den gegebenen Ilmständen als geschicht¬

liche Kraft so hoch wertet , mußte es ihren Vertretern eine

Gewissenspflicht sein , dieser Kundgebung ihre Stimme zu ver¬

sagen . Sie ist ein typisches Beispiel der Mängel , die wir wei¬

ter oben gekennzeichnet haben , und läßt die programmatische
grundsätzliche Schärfe Vennissen , die sie unter den gegebenen
Verhältnissen als Überzeugnngs - und WillenSausdruck der

Konferenz haben müßte .
So wenig wie den Schimpf verdient die Konferenz den

billigen Spott und Hohn , mit dem sie von der Presse der

Mehrhcitspolitiker überschüttet worden ist . Ein Spott und Hohn ,
der an die Lieder erinnert , mit denen die Kinder sich im Dmiklen

Mut anzusingen Pflegen . Gewiß , die Opposition ist gespalten
und gespalten geblieben . Aber wer im Glashaus sitzt , soll
nicht mit Steinen werfe » . Ist etwa die Führer - und Ge¬

folgschaft der Politik des 4. August einheitlich und fest -

geschlossen . sie, die von den Fanatikern des Umlerncns wie

Lensch und Haenisch bis zu den „ schwankenden Gestalten "
reicht , die in den Fraktionssitzungen „ nein " sagen , sich aber in
der Öffentlichkeit „ löblich unterwerfen ? " Gewiß , noch ist es zu
keinem dauernden Schutz - und Trutzbündnis zwischen den ver¬

schiedenen Gruppen der Opposition gekommen . Der Selbst -

besinnungSProzeß im Lager der Sozialdemokratie kann nicht
das Werk eines Tages sein . Es bedarf der Zeit , in der ge¬
sichtet , gewogen , gelernt » Verden muß , der Zeit , um alte Irr¬
tümer gegen neue Erkenntnisse auszutauschen .

Die Konferenz hat beleuchtet , daß der Selbstbesinuungs -

Prozeß voranschrcitet . Die Rechte der Opposition beginnt die

Scheu vor ihrem eigenen Vorgehen , ihrem eigenen Mute zu
verlieren . Sie entschuldigt sich nicht » nehr , sie klagt an , sie
»veicht nicht mehr aus , sie stellt sich zun » Kampfe . Offener ,
unvcrklausulierter als bisher hat sie ausgesprochen , was ist .

Sie ist innerlich und äußerlich der äußersten Linken näher
gekommen , »nid auch ohne Beschlüsse wird bei einigen » guten
Willen von hüben und drüben , ohne Hinopserung grundsätz¬
licher Überzeugung , ein nötiges Zusammenwirken von Fall zu

Fall möglich sein . Die Konferenz hat ihm vorgearbeitet , und

die bei aller Schärfe streng sachlichen Auseinandersetzungen
zwischen den Grnppen lassen es hoffen .

Würde übrigens die Zusanimenkunft der Opposition tat¬

sächlich das lächerliche Hornberger Schießen sein , als das sie
manche Mehrheitspolitiker gern behandeln möchten , so wäre

das wilde Geschrei ganz unverständlich , mit dem einige Partci -

blätter vom Parteivorstand den Bütteldienst fordern , die Oppo¬
sitionellen oder »venigstens die Teilnehmer der Tagung aus

der Partei hi » »auszuwerfen . Ein Ansinnen , das , von dem rein

sormalen Rechtsstandpunkt abgesehen , zweimal überlegt sein
will . Die Konferenz hat das Anwachsen , die Stärke der Op¬
position gezeigt . 157 Genossen und Genossinnen nahmen au

ihr teil , außer den 19 Reichstagsabgeordneten der Arbeits -

gemeinschaft 198 Delegierte , vertreten waren 72 Wahlkreise ,
und nicht »venige andere hatten aus Mangel »in Mitteln von

einer Beschickung abgesehen . Wenn die Führer der Mehrheits¬
politik ein Tänzchen » vagen »vollen , die Opposition ist bereit .

Nach der Konferenz kann eS für sie kein Zurück mehr geben ,
nur ein Vorwärts .

Die Friedenskundgebung der Konferenz
zu Berlin .

Die nachstehende Friedenskundgebung wurde von der Kou -

fercnz zu Berlin an » 7. Januar »nit großer Mehrheit ange¬

nommen :

Die Internationale fordert auf Grund der Kongreßbeschlüsse
von Stuttgart , Kopenhagen und Basel die sozialistischen Par
teien auf , in » Falle des Ausbruchs eines Krieges für dessen
rasche Beendigung einzutreten .

Dementsprechend hat die Opposition innerhalb der deutschen

Sozialdcniokratie sich stets der Parole des DurchHaltens bis

zum Siege widersetzt und stets von der Regierung verlangt ,
daß sie ihre Friedcnsbereitschaft bekennt . Die Opposition hat

ihre Friedenspropaganda nicht erst mit den » Moment begon¬

nen , wo eine solche von der Regierung gutgeheißen wurde .

WaS die Opposition fordert , war nicht die Bereitschaft zum

Frieden um jeden Preis , aber auch nicht die bloße Bereit¬

schaft zu einen » Friede »» an sich , ohne jede nähere Angabe

seiner Bedingungen . Was sie fordert , war die Bereitschaft zu

einem Frieden , in dem es » veder Sieger noch Besiegte gibt .

zu einem Frieden der Verständigung ohne Vergewaltigung
Die Opposition innerhalb der deutschen Sozialdemokratie

bewachtet die Fricdeusbereitschaft , die der Reichskanzler am

12 . Dezember v. I . kundgab , als Symptom auskci , » enden

Friedenstvuusches ii » den regierenden Kreisen . Sie kann aber

die Art der Ankündigung dieser Bereitschaft nicht als taug¬

liches Mittel zur Erreichung des Friedenszieles anerkenne » ! .

Der Reichskanzler proklamierte das Deutsche Reich al >

Sieger im Weltkrieg . Und doch erschlvert das Pochen aus er -

sochtene Siege den Friedensschluß ebensosehr , wie die Antüli -

digung kommender Siege . Ferner unterließ der Reichskanzler

jede genaue Darlegung der KriegSziele .
Keine der beiden Mächtegruppen hat bisher Kriegsziele er¬

kennen lassen , die der anderen Seite das Eingehen auf Ver¬

handlungen erleichtern . Diese verhängnisvolle Unterlassung

ist eine Folge der Macht , »velche die Kriegsparteien in den

herrschenden Klassen noch besitzen . Deren Einfluß muß gebrochen
»verde »», che »vir zum Frieden kommen tonnen . Das ist nicht

zu erreichen durch diplomatische Transaktionen hinter den

Kulisse »», sondern nur durch die Eii » virtüng der Volksmaffe ! »
auf ihre Regierungen . Nur aus diesem politischen Kampf , ». ich »

» ms den » Burgfrieden kann die »virkliche FriedeiiSberei »schch »
hervorgehen . Sie erheischt die Aufhebung des Kriegszustandes ,
erheischt die Freiheit der Presse und der Versamuiluugen .
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Aber auch nur als iiitcruatwnaler Kampf ist das Ringen
um den Friede » zu gewinnen . Es darf nicht einseitig bleiben .

Mehr als je bedürfen wir in der neuen Situation , die durch

das Friedensangebot des Reichskanzlers und die Intervention

Wilsons geschaffen worden ist , des internationalen Zusammen -
Hanges der Parteien des proletarischen Sozialismus , der be¬

rufenen Vorkämpfer des Friedens . Mag die Kundgebung
dieses Zusammenhanges heute durch äuszerliche Gewalten oder

durch die Haltung mancher Mehrheiten noch gehemmt wer¬

den , um so notwendiger ist es , daß diejenigen , die den inter¬

nationalen Zusammenhang geistig nie aufgegeben haben und

bisher schon — wie es auch in ZimmeNvald und Kienthal

geschah — jede Gelegenheit benutzten , ihn zu betonen , ihre

innere llbereinstiinmung auf das unzweideutigste bekunden .

Wir halten dafür , das ; in allen kriegführenden Ländern für

die sozialistischen Parteien die Zeit gekommen ist . von ihren

Negierungen eindringlich die genaue Mitteilung der Ziele zu

fordern , für die sie den Krieg führen ; zu fordern , das ; diese

Ziele derart sind , das ; sie für keines der betreffenden Völker

eine Demütigung oder eine Schädigung seiner Eristenzbedin

guugen bedeuten ; das ; die Sozialisten überall den Kampf

gegen alle Parteien aufnehmen , die den Krieg über diese

Ziele hinaus fortsetzen wollen .

Als demokratische und internationale Partei steht die Sozial¬
demokratie ans dem Boden des Selbstbcstimmungsrechts der

Völker . Aber die Opposition innerhalb der deutschen Sozial¬
demokratie hat zu keiner der bürgerlichen Regierungen ge¬

nügendes Vertrauen , um einer von ihnen die Mission der

Befreiung der Nationalitäten durch den Krieg zuzuerkennen .
Diese Ausgabe allseitig zu löse », kann nur das Werk des sieg¬

reichen Proletariats sein .
Doch stehen wir der Freiheit und Selbständigkeit der Na¬

tionen in der bürgerlichen Gesellschaft keineswegs gleichgültig
gegenüber . Wir müssen uns entschieden dagegen wehren , das ;

der Zustand , wie er vor dem Kriege bestand , durch diesen
noch verschlechtert wird . Wir lehnen jede Gcbietsveränderung
ab , die nicht die Zustimmung der betreffendeii Bevölkerung er¬

hält . Was die Internationale vor allem gemaff den Beschlüssen

ihrer Kongresse zu fordern hat , sind internationale Abkommen

über die Entscheidung aller Konflikte zwischen den Staaten

durch Schiedsgerichte und über eine allseitige Einschränkimg
der Kriegsrüstungen .

Im Wettriisten liegt eine der stärksten Wurzeln des jetzigen

Krieges . Sie auszurotten ist die erste Vorbedingung dafür ,

künftigen Kriegen vorzubeugen . Hier ist die Möglichkeit vor¬

handen . über den Statusguo vor den ; Kriege hinauszugehen ,
einen Fortschritt zu erzielen für alle , ohne Benachteiligung
irgendeines der kriegführenden Teile . Hier wird in besserer

Form an materiellen Vorteilen das gegeben , was man vor¬

geblich durch Kriegsentschädigung zn erreichen sucht : jede Mil¬

liarde im Jahre , die durch eine Verminderung der Nüstungs -
kostcn erspart wird , entspricht der Verzinsung einer Kriegs¬
entschädigung von 20 Milliarden .

Mit dem Abkommen über Abrüstung und Schiedsgerichte wird

auch das Maximum an materiellen Garantien gegen künftige
Überfälle gegeben , das in der kapitalistischen Gesellschaft durch

bestimmte Fricdcnsbedingnngcn überhaupt erreichbar ist .
Den sichersten Schutzwall des Friedens bildet freilich nur

ein politisch machtvolles , geistig selbständiges Proletariat , bildet

dessen intensivste Teilnahme an der äußeren Politik , die im

vollsten Lichte der Öffentlichkeit zu führen ist .
Macht und Selbständigkeit des Proletariats , Offenheit und

Klarheit in der Politik , Einheit im Innern , internationale Soli¬

darität nach außen bringen den Frieden , sichern den Frieden .

Aus der Bewegung .
Gruosnu Betty Scherz - Zürich -tz. In Zürich ist in den Woih -

nachtsfeiertagen Genossin Betty Scherz gestorben . Biel zu früh
für die reichen Gaben , die zu blühen und reifen verlangten ; viel
zu früh für das glühende Wünschen einer starke », reinen Seele ,
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dem Sozialismus durch ganze Leistnngen hingebungsvoll zu dienen ;
viel zu früh für die sozialistische Frauenbewegung , die bon Genossin

Scherz ' Mitarbeit noch eine gute Ernte zu erhoffen hatte . Betty
Scherz gehörte zu jenen Gestalten , in deren Schicksal , in deren Leben
und Weben sich das Los der Arbeiterklasse selbst zu verkörpern scheint .

Als Proletaricrkind wuchs sie in der Umgegend von Frankfurt a. M.
unter einein Dutzend Geschwister auf , einer zarten , duftenden Blunic

gleich , die — fast ein Wunder — auf hartein Boden im sonnen¬
losen Winkel ihren Kelch erschlossen hat , nach HimmelSblnue und
linder Luft sich sehnend . Frühzeitig trieb cS das Kind , das junge
Mädchen über die engen Schranken hinaus , die der persönlichen
Entwicklung im Proletariat gczogeir sind . Ein scharfer , durchdringen¬
der Geist , ein einpsindsaincs reiches Gemüt , eine lebhafte Phantasie ,
sie forderten Nahrung und Spielraum . Bettys Interesse war von
Kind an dein Geistigen , dem Schinen zugewandt , aber an der

Pforte zu den Gärten des Wissens und der Schönheit stand der

Cherub mit feurigein Schwert , der Millionen Proletarier in Nacht
und Not der Unbildung zurückscheucht : die Sorge mnS Brot . Der

überzarte Körper kam dem Verlangen nach eincin „besseren " Beruf

zn Hilfe . Betty konnte keinen Erwerb ergreifen , der robuste Kraft

borausgesetzt hätte , sie ward Kontoristin . In ihrem Beruf fühlte
sie sich wie ein Vogel in einem nicht ganz üblen Käsig . Es war

ihr Traum , ihm zu entfliehe », sobald die Schwingen genügend er¬

starkt wären . Und dieser Tag kam .

Durch leidenschaftliches Selbststudium und in starker , bewußter
Selbstzucht hatte Betty ihr Talent entwickelt , war sie zu einer

innerlich reichen Persönlichkeit geworden . ES gelang ihr , was ihr
seit langem der Sehnsucht Ziel gewesen war : zu gestalten , was ihre
Seele bewegte , bon den Schätzen inneren Erlebens anderen mitzu¬
teilen . Beity Meier — wie unsere Genossin bor ihrer Verheiratung
hieß — hatte Erfolge als Schriftstellerin , als Dichterin . Ihr Ringen
um Erkenntnis und Gcstaltungskunst war gleichbedeutend gewesen
mit ihrer Entwicklung als Sozialistin . Wie so manches Volkslind

ist auch sie an dem Sozialismus und durch ihn gewachsen und ge¬
worden , und die sozialistische Gefühls - und Gedankenwelt ist es ,
die in dem lebt , was Genossin Scherz sang und sagte . Wissensdurst
und der Drang , das Leben in seinen zahllosen Gestalten zu emp¬
finden , zu packen , führte die Genossin nach Paris , in die Schweiz ,
nach Berlin .

Nach der Verheiratung mit Genossen Scherz fand sie in Gotha
Heimat und einen politischen Wirkungskreis . Mit ihrem Gatten zu¬
sammen war sie in den Lescabenden der Genossinnen tätig , widmete
sie sich der sozialistischen Bewegung überhaupt . Zumal in den schweren
Monaten nach Kriegsausbruch hat sie Hervorragendes geleistet , da¬
mit die Genossinneu in zielklarer Erkenntnis und mit opferfreudigein
Mut um das » Banner des internationalen Sozialismus geschart
blieben . Denn Betty Scherz ' Geist war zu lichtvoll , ihr Wissen zu
griiudlich , ihr proletarisches Empfinden zu unverdorben und stark ,
als daß die nationalistische Hochflut sie auch nur einen Augenblick
in ihrer sozialistischen ÜberzeugungStreue erschüttert und mit fort¬
gerissen hätte . Selbst klarblickend und fest , vermochte sie anderen
Klarheit und Festigkeit mitzuteilen . In Gotha wird Genossin Scherz
unvergessen bleiben . Die Übersiedlung nach St . Gallen , wohin Ge¬

nosse Scherz als Redakteur de ? Parteiblattes berufen ward , und
dann nach Zürich , veränderte die Werkstatt , aber nicht das energische ,
tatfreudige Wirken der Verstorbenen . Als Belennerin des internatio¬
nalen Sozialismus fühlte sie sich dort heimisch , wo sie mit ganzer
Seele ihren Idealen dienen konnte . Ihre schriftstellerischen Beiträge ,
ihre Betätigung in den Organisationen erwarben ihr bald in der

schweizerischen Arbeiterbewegung Heimatrecht , zumal unter den Ge¬

nossinnen .
Ihre politische Betätigung ließ das Leben nicht verdorren , das

in ihr nach Gestaltung verlangte . Umgekehrt , sie befruchtete und be¬

feuerte es . Eine große Zahl Gedichte , Skizzen , Erzählungen , feuillc -
tonistische Plaudereien in deutschen und schweizerischen Partciblättern
bezeugen eS. Und wenn es ihr auch als Dichterin und Schriftstellerin
nicht vergönnt war , den Lorbeer höchster lünstlerischcr Leistung zu
pflücken , so hat sie doch einen stattlichen Strauß von Blumen ge¬
bunden , deren Farbcnglanz und Duft viele beglückte und erhob .
Auch der „Gleichheit " ist sie eine liebe Mitarbeiterin gewesen , um
die wir ansrichtig trauern . Denn in allem , was Betty Scherz schrieb
n>ü> sagte , offenbarte sich nicht nur die durchgebildete Sozialistiii ,
sondern ein Mensch von seltener Herzensreinheit und Eharakterflärle ,
ein Mensch , der mit seiner Person vollständig hinter die erwählte
Sache zurücktrat . Edle , schöne Menschlichkeit war die Wurzel , aus
der die Dichterin , aus der die Sozialistin ihre Kraft zog .

Mutter Dittmer k-itt Jahre alt . Genossin Emilie Dittmer ,
von den Hamburger Genossiimen gewöhnlich „ Mniter Ditllner "

gcnannt , hat am 17. Januar ihren 80. Geburtstag gefeiert . A :
�
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vroletarierkind in Nenitz in Mecklenburg geboren , hat unsere
Veteranin in ihrem langen Erdciilvallen alle Bitternisse wirtschaft¬
licher Abhängigkeit und sozialer Ilittcrdriickung gekostet , aber auch
die innige Freude erlebt , die die Beteiligung am Kampf und Er¬

folg der Arbeiterbewegung bereitet .

Frühzeitig Waisenkind , wurde Genossin Dittmer bei der Grosz -
niulter erzogen und kam , kauni der Schule entwachsen , nach Ham¬
burg in Stellung als Dienstmädchen . Die Rechtlosigkeit der Dienst¬
boten , ihre Unterstellung unter die Gesindeordnung , ihre persönliche
Unfreiheit durch das übliche Kost - und Logiswesen , ihre soziale Ge¬

ringschätzung , und was an Leiden im besonderen oft genug die

Hausangestellten zu erdulden haben : nichts von alledem blieb ihr
erspart . In Erinnerung an all daS Ungemach der Dienstbotenzeit
und getrieben von denr heihcn Verlangen , das LoS der Hausange¬
stellten erleichtern zu helfen , trat Genossin Dittmer , 70 Jahre alt ,
als eine der ersten der vor 10 Jahren gegründeten Hamburger
Dienstbotenorganisation bei , deren treues Mitglied sie noch heute ist .

Als Erlösung aus der Unfreiheit des Dienstbotenlebcns empfand
Genossin Dittmer ihre Verheiratung . Freilich vertauschte sie die
eine Abhängigkeit mit einer anderen , die der Heimarbeiterin . Ge¬

nosse Dittnier war Witwer mit einigen Kindern und HauSarbeiter
in der Tabakbranche . Die kaum 25jährige junge Frau mußte sofort
Hausarbeit und Mutterpflichten übernehmen und außerdem als

Wickelmacherin ihrem Manne beim Erwerb helfen . Sie selbst ge¬
bar in den nächsten Jahren mehrere Kinder , von denen ihr nur
eines geblieben ist , eine jetzt verheiratete Tochter . Durch ihren
Manu war Genossin Dittmer mit der Tabakarbeiterbewegung und
den sozialistischen Ideen bekannt geworden . Intelligent und leb¬
haften Geistes , war sie bald glühende Anhänger ! » des Sozialismus
und der GewcrkschastSbcwegung . An mehreren Streiks der Tabak -
arbeitcr war sie beteiligt , und in der Sozialdemokratie ist sie treues

Mitglied , aber auch bis heute eifrige Förderin . Bevor sie der Partei
beitrat , gehörte sie dem Fraucnverein an , und unter dem Sozialisten¬
gesetz hat sie später oftmals mitgeholfen , der Polizei ein Schnippchen
zu schlagen . Nach dem Fall des Sozialistengesetzes hat es wohl
kaum eine Versammlung , eine Bezirks - oder Distriktszusammenkunft ,
eine Frauenbcsprechung im I. Hamburger Wahlkreise gegeben , bei
der Genossin Dittmer fehlte .

Als eifrige Leserin der Parteiliteratur hatte sie ein tiefes Ver¬
ständnis und reges Interesse für das Partcileben und für alle poli¬
tischen und wirtschaftlichen Vorkonimnissc , insbesondere für die
großen politischen und wirtschaftlichen Kämpfe in Hamburg , deren
sie recht viele miterlebte . Als im Jahre 1897 der Parteitag in Ham¬
burg tagte , war es für Genossin Dittmer selbstverständlich , täglich
als Gast den Debatten beizuwohnen , und als 1904 in Bremen der
deutsche Parteitag mit voraufgehender FrauenkonfFtenz abgehalten
wurde , opferte sie von ihrem kargen Einkommen , um cS zu ermög¬
lichen , als Gast an der Frauenkouscrenz teilnehmen zu können ,
deren Verhandlungen sie mit wahrer Inbrunst folgte . Am meisten
aber überraschte sie die Hamburger Delegierten , als sie 1910 plötz¬
lich in Kopenhagen auf dem Internationalen Kongreß erschien . Ob¬
gleich ihr das Reisen schon recht beschwerlich wurde , hatte ihre tiefe
Sehnsucht , auch einmal einem interuntionalen Parlament der Ar¬
beil beizuwohnen , ihr keine Ruhe gelassen . In Begleitung der Ge¬
nossin Amanda Kröger fuhr sie zum Kongreß . Und in Kopenhagen
erlebte sie die Freude , Zeuge des imposanten , farbenprächtigen Um¬
zugs der Kopcnhagencr Arbeiter zu werden . Vor 5 Jahren feierte
Mutter Dittmer , was wenigen beschieden ist , das Fest der goldenen
Hochzeit . Ein Jahr später starb ihr Mann .

Die letzten Jahre haben miserer Genossin manch bitteres Erlebnis
gebracht . Zu dem SchreckcnSvollen , das das Wüten des Weltkrieges
für uns alle hat , kommt für Genossin Dittmer noch daS große per¬
sönliche Leid , das ihr der Verlust ihres einzigen Enkels , cincS
talemvollen jungen ManncS , bereits im ersten Kriegsjahr bereitet
hat . Schmerzvolt empsiudet sie es ferner , daß ihre Körperkräfte oft
nicht mehr ausreichen , sich an den Parteiveranstaltungen beteiligen
zu köime ». Deswegen hat sie auch ihr Amt als Delegierte zur
Laiidesversammlung niedergelegt , daS sie lange Zeit inne hatte .

Die herzlichsten Grüße und Glückwünsche bringen wir unserer
Jubilarin dar . Möge eS ihr vergönnt sein , »och recht lange als
Vorbild treuer Partcigenossenschaft unter uns zu weilen , um mit
uns die Segnuugeu deS kommenden Friedens zu schauen . k-. l ' .

Für dir grundsätzliche Haltung der „ Gleichheit " . Geuossiu
�letz ging der folgende Brief mit den , Wunsche zu , ihn nach
KcimlniSnahme der . Gleichheit " zuni Abdruck zu übermitteln :

Weinböhla , den 0. 1. 1917 .
ö- rte Gcuosiru Jietz ! Wir erfahren und lesen in der Zeitung ,

daß eine Hetzarb - it gegen Geuossm Zetkin und die . Gleichheit " im
Gange ist . llusere Sympathie sieht auf Seiten der . Gleichheit " .

Setzen Sie alles daran , daß uns diese erhalten bleibt , Ivie auch
wir das lluserige dafür tun werden . Von ichcr war die . Gleich¬
heit " für die Geuossiuuen auf dem Londe die beste Führerin , da
sie immer kouscaueiit für den mternationnleu Sozialismus einge¬
treten ist . Wir Leiterinneu der proletarischen Frauenbewegung auf
dem Laude haben in ihr die beste geistige Stütze gehabt , da un «
hier geeignete Kurse fehlen . Mit dem Wunsche Ihrer baldigen Ge¬

nesung zeichnet Parteigruß

Ihre Genossin Martha Schmieber . "

Gewerkschaftliche Rundschau .

Die Auslegung des HilfSdieustgesetzes durch die Unter¬

nehmer fordert bereits verschiedentlich die öffentliche Kritik heraus .
Manche Unternehmer hofften , daS neue Gesetz werde ihnen aus de »

Reihen der HilfSdienstpflichtigcn besseren Ersatz für die jetzt beschäf¬
tigten Arbeiterinnen zusührcn . Treibendes Motiv war jedenfalls
der Wunsch , nicht vollwertige Arbeitskräfte zu niedrigeren Löhnen

zu erhalten , als sie den Arbeiterinnen gezahlt werden . VomKriegS -
amt ist erklärt worden , daß daS betreffende Vorgehen von Unter¬

nehmern dem Hauptzweck des Gesetzes zuwiderlause und deshalb
verhindert werden müsse . Das Gesetz soll nicht dazu beitragen , daß
männliche Hilfsdienstpflichtige irgendwelche Arbeitskräfte aus ihrer
Arbeitsstelle verdrängen . Ein typisches Beispiel dafür , wie mancher
Unternehmer daS Gesetz zu seinem Vorteil anzuwenden gedenkt ,
lieferte eine Berliner Kohlenfirma . In ihren GeschästSräumeu

hatte sie ein Plakat angeschlagen , in dem sie ihre Platzverwalter

anwies , der Geschäftsleitung von jeden « unbefugten Austritt eines

Hilfsdienstpflichtigen Mitteilung zu machen , damit alle derartigen
Fälle in scharfer Weise verfolgt werden könnten . Um diesem An¬

sinnen mehr Nachdruck zu geben , führte die Bekanntgabe einige

Paragraphen des HilfsdienstgesetzcS an , besonders aber den Strafen¬

paragraphen . Gegen diesen offenbaren Mißbrauch des Gesetzes
wandte sich sofort die Arbeiterpresse . In der Veröffentlichung der

Finna war nämlich der zweite Teil von Z 9 deS Gesetzes fort¬

gelassen , der dem Arbeiter das Recht gibt , wegen verlveigerten Ab¬

lehrscheines die Beschwerdeinstanz anzurufen . Das KriegSamt er¬
klärte auch in diesem Fall , daß es nicht dulden «verde , «venu sich

Ähnliches Iviederhole . Wenn Anschläge solcher Art in den GeschäftS -

lokalen und Betriebswerkstätten erfolgten , so dürften sie den Ge -

sctzeStext nicht verstümmelt wiedergeben , damit nicht der Anschein
eriveckt werde , als liefere das Gesetz den Arbeiter dem Betricbs -

inhaber auf Gnade und Ungnade aus . Sollte die Mahnahme der

Berliner Firnra irgendwo Nachahmung finden , so müssen die in dem

fraglichen Betrieb Beschäftigten , sofort Beschlverde einlegen und den

amtlichen Stelle «« Mitteilung machen . Itbrigens sei besonders nach¬

drücklich darauf hingewiesen , daß der Paragraph über die Abkehc -

scheine als wichtigen Grund für daS Ausscheiden aus dem Arbcits -

verhältms anführt , daß Arbeiter oder Arbeiterinnen durch den

Wechsel des Betriebs eine angernessene Verbesserung der Arbeits¬

bedingungen erlangen können . In diesem Falle muß ihnen der Ab¬

kehrschein gewährt werden .
Die Verwendung weiblicher Arbeitskraft in der Indu¬

strie nimmt stetig zu. In der Hauptsache dürfte das auf den Ab¬

gang männlicher Arbeitskräfte durch Einberufungen zurückzuführen

sein und auf die Not , die Frauen zum Erlverb zwingt . Nach einer

vorliegenden Statistik ist in Hain bürg im Noveinber 1910 die Zahl

der beschäftigten Arbeiterinnen über die der männlichen Personen

hinausgewachsen , die in einem Arbeitsverhältnis stehen . ES waren

rund 0000 Frauen und Mädchen «««ehr beschäftigt als

Männer . Die allgemeinen anitlichen Ziffern über die Zunahme

der Frauenarbeit entsprechen nicht den Einzelfeststellungen . Man

darf jedoch füglich an der Genauigkeit dieser Ziffern stark zweifeln .

Nach ihnen haben die weiblichen Arbeitskräfte während der KriegS -

dauer nur um 3,0 Prozent zugenommen . Diese Rechnung steht

durchaus im Widerspruch zu den Beobachtungen von Tatsachen , die

jeder täglich inachen kann .

Jin Gegensatz zu obiger Ziffer stehen Feststellungen aus Eng¬

land . Von dort wird eine Zunahme der weiblichen Arbeitskräfte

von über 27 Prozent gemeldet . Tatsache ist , daß es auf dem

deutschen Arbeitöniarkt bisher nicht an weiblichen Arbeitskräften ge¬

fehlt hat . In « Gegenteil , das Angebot davon überstieg vielfach noch

die Anfrage danach . Aus diesen « Grunde ist wohl auch sicherlich da. -

Hilfsdieuslgesetz nicht auf die Frauen ausgedehnt worden . In enlz
land dagegen bemüht man sich eifrig , mehr weibliche Arbeitskräfte

in die Jiidustrie heranzuziehen . ES sind zu diesem Zwecke Orts¬

ausschüsse gebildet worden , denen Vertreter der Unterneymei , de

Arbeiter und Mitglieder der Frauengewerlschaften angehöre » . S - e
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sollen die gröbere Verwendung der weiblichen ArbeitSkröfte in der

Industrie fördern . Diese Ortsausschüsse erlassen Aufrufe und ver¬

anstalten Versammlungen , um die Frauen zu veranlassen , die männ¬

lichen Arbeitskräfte zu ersetzen . So wird zun » Beispiel berichtet , das ;

auf solchen Aufruf hin sich in GlaSgolv 300 Frauen für den

Strahenbahnerdienst gemeldet haben . In Todmorden ist ,
um 1000 Arbeiterinnen für die Baumwollindustrie heranzuziehen ,
das sogenannte „ Nationalregister " durchgesehen und festgestellt wor¬

den , daß sich im Bezirk noch eine stattlicke Anzahl unbeschäftigter

Frauen befand , die früher in der Baumwollindustrie geschafft hatten .

Werberinnen , die der AuSschus ; stellte , gingen von Haus zu Haus
und holten Iveibliche Arbeitskräfte heran , so dast 400 Webstühle

wieder in Betrieb gesetzt werden konnten . Arbeiterinnen werden in

England für Arbeiten besonders angelernt , die bisher ausschließlich

von Männern verrichtet wurden . So hat in Bristol der Ausschuß

nichterwerbstätige Frauen dazu bcstinnnt , einen Lehrlurs in der

Schuhindustrie durchzumachen . Bis zum Juli 19 >g sollen in Eng¬

land 7KS00 « Arbeiterinnen an die Stelle männlicher Arbeitskräfte

getreten sein . Auch die Beschäftigung von Jugendlichen und nament¬

lich von Kindern in der englischen Wirtschaft hat während des Kriegs

verderblich zugenommen . Im Jahre 19lü wurden rund 45000 Kin¬

der iin Alter von 12 bis 15 Jahren mehr als sonst aus der Schule

entlassen , um ins Eriverbslebe » zu treten . 15000 Kinder wurden

im Mai 1910 wegen landwirtschaftlichen Arbeiten vom Schulunter¬

richt befreit .
Im deutschen Buchdruckgcwerbc findet jetzt die Frauenarbeit

Eingang . Bekanntlich haben sich bisher sowohl der Ilntcrnehmer -

wie der Gchilfenvcrband gegen das Eindringen der Frauenarbeit

mit allen Kräften gewehrt . Die einzelnen Versuche , Sctzerinnen ein¬

zustellen , sind früher durch Beschluß der Tarisinstanzen bald ge¬

hemmt worden . Angesichts der mangelnden männlichen Arbeitskräfte

haben sich jetzt die Tarisinstanzen damit befreunden müssen , die

Frauenarbeit in » Buchdruckgcwcrbe zuzulassen . Der entsprechende

Beschluß ist gewiß als eine Notwendigkeit während des Kriegs auf¬

zufassen ; ist der Friede zurinkgekehrt , so dürfte cS an Versuchen

nicht fehlen , die Frauenarbeit ans dem Gewerbe wieder zu ver¬

drängen .
Die Entlohnung der Arbeiterinnen in der Industrie

steht in keinem Verhältnis zu ihren Leistungen und noch viel weniger

zu den jetzigen TeueruugSpreisen . Wenn die Arbeiterinnen männ¬

liche Arbeitskräfte ersetzen , so wird von ihnen die gleiche oder doch
fast die gleiche Leistung verlangt , wie von den Männern , ihr Lohn

ist aber häufig 33 ' / » Prozent , ja 50 Prozent niedriger als

der für Arbeiter . Im Gegensatz zu der Mär von den fabelhaft

hohen Löhnen in der Kriegsindustrie konnte zum Beispiel . Ivie die

„Gleichheit " schon früher mitteilte , aus Grund lohnstatistischer An¬

gaben der Leipziger OrtSkrankcnkasse nachgewiesen werden ,

daß der Verdienst der Arbeiterinnen sich in sehr beschränkten Grenzen

hält . Nach diesen Angaben wurden beinahe ebensoviel Arbeiterinnen

wie Arbeiter beschäftigt , nämlich 00000 . Davon befanden sich 15294

unter 16 Jahre alte Arbeiterinnen mit 1,50 Mk. täglichem Verdienst ;
11830 erwachsene Arbeiterinnen verdienten unter 2 Mk. und 11503

über 2 Mk. bis 2,50 Mk. ; nur 9787 erhielten einen Lohn von über

3,25 Mk. täglich .
Die II n t c ru c h in e r g c w i n u e zeigen dagegen allerdings

cinc fabelhafte Zunahme . Einzelne Betriebe konnten ihre Gewinne

nicht nur um 5, 10, 20 oder 50 Prozent steigern , sondern um 150 ,

085 , sogar bis 2111 Prozent . Ein Betrieb erhöhte im Jahre 1915

den Gewinn um 6514 vom Hundert ! Mit den geradezu unheim¬
lichen Ricsenprofitcn der Ilnternchmer verglichen , erscheinen die

Löhne der Arbeiterinnen , selbst »venu sie über 3 Mk. täglich bc

tragen , geradezu zwerghast . Bedenkt man gar , daß viele Arbeite¬

rinnen trotz der herrschenden Teuerung mit 1,50 bis 2 Mk. täglich
a gespeist werden , so weiß man , wie viel oder richtiger wie wenig
es für diese Ärmsten zu speisen gibt . Mit Fug und Necht kann man
dann von Hungerlöhnen reden .

Im rheinisch - westfälischen Holzgew erbe ist es

zu einer Kündigung des Tarifvertrags durch den

Holzarbeiterverband gekommen . Die Unternehmer Rheinland -
Westfalens haben sich bisher in allen Gewerben gegen Arbeitcr -

forderungen besonders bockbeinig gezeigt . So nimmt es nicht
wunder , daß sie sich im Holzgewerbe konsequent weigerten , die
- arch �Vereinbarungen zugestandene Teuerungszulage anzuerken¬
nen . « je wollten nur eine wöchentliche Lohnzulage gewähren , und
zwar niit der Begründung , diese später wieder leichter ans der
l1 . elt schaffen zu könnci ». Ebenso unzugänglich waren sie in bezug
auf die Erhöhung der Vertragslöhne für die Jugendlichen . Die
Holzarbeiter sahen sich daher gezwungen , den Tarif zum I . April
zu kündigen .
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In der S t r o h h u t i n d u st r i e erreichte die Arbeiterschaft
durch Verhandlungen eine annehmbare Teuerungszulage .
In den wichtigen Sitzen des Gewerbes wurden für die Saison
1916/17 Lohnerhöhungen oder Teuerungszulagen bis zu 25 Pro¬
zent erzielt . Für Arbeiterinnen werden die gleichen Akkordsätze
wie für Arbeiter gezahlt , für Heimarbeiterinnen die gleichen
Löhne wie für Betriebsarbeiterinnen , die bisherigen Preise für
Nähzwirn bleiben bestehen . Die Zahl der an diesen Errungen¬
schaften Beteiligten läßt sich zurzeit nicht genau angeben , weil die
Einstellung des Personals zur Saison noch nicht allgemein erfolgt
ist . In der Hauptsache kommen die Vereinbarungen Arbeiterinneu

zugute ; denn die Strohhutindustric beschäftigte in der Saison
neben 1500 Arbeitern 8000 Arbeiterinnen . Organisiert hiervon
waren die Arbeiter zu 85 Prozent , die Arbeiterinnen zu 48 Pro¬
zent . Wenn auch der Prozentsatz der organisierten Arbeiterinnen

höher ist wie . in manchen anderen Industrien , so läßt er doch noch
zu wünschen übrig . Wollen die Arbeiterinnen sich die günstigen
Lohnbedingungcn erhalten , »vollen sie die Errungenschaften er¬
weitern , so müssen sie treu zur Organisation stehen und ihr die
Bcrufsgcnossinnen bis zur letzten zuzuführen trachten .

Das Versammlungsrecht der Arbeiterschaft ist während
des Krieges stark eingeschränkt . Der Belagerungszustand behindert
sowohl das Versammlungsleben wie die Agitationsarbcit der Ge¬

werkschaften . Einzelne Generalkommandos aber leisteten sich Be¬

sonderes und ordneten an , daß auch geschlossene Mit¬

gliederversammlungen oder Betriebsversamm¬
lungen der Gewerkschaften mindestens eine Woche vorher unter

Angabc des Ortes , der Zeit und der Tagesordnung angemeldet
»eerden müßten . Die für diese Versammlungen bestiniintcn Vor¬

tröge sollten der Polizeibehörde vorher zur Durchsicht vorgelegt
»verden . Eine solche Vorschrift bestand zum Beispiel im Bezirk des
9. Armeekorps , in Altona . Die G c n c r a l k o in in i s s i o n
der deutschen Gewerkschaften legte gegen diese Ver¬

ordnung Beschtverde beim Kriegsmiiiistcrium ein und ersuchte , zu
veranlassen , daß sie aufgehoben würde . Das Kricgsministerium
hat dem Ersuchen stattgegeben . Es wurde auf die Änderung des
Vereinsgesetzes vom 20 . Juli 1916 hingewiesen , wonach die Vor¬

schriften über politische Vereine und deren Versammlungen nicht
auf Ilnternchmer - und Arbeiterorganisationen angewendet wer -
d » n dürfen , sotveit sie sich mit wirtschaftlichen Fragen beschäftigen .
Die Geiieralkonimission fordert daher die Gewcrkschaftsorganisa -
tioncn auf , ihr mitzuteilen , wcnn in anderen Bezirken oder Orten
die Generalkommandos das Vcrsammlungs - und Vcrcinswese » in
der gleichen Weise beschränken »vollen . An zuständiger Stelle wird
sie darüber Beschwerde führen . �

Genossenschaftliche Rundschau .

Vor kurzen » ist von der preußischen Regierung ein WohnungZ -
gesetzentwurf bekannt gcinacht »uid in der Presse besprochen »Vör¬
den . Gegenüber einen » srühcren hebt sich dieser neue Entwurf unter
anderem auch insofern vorteilhaft ab , als er dem gemeinnützigen
Wohnungsbau durch Genossenschaften in » Gesetz selbst eine
getvisse Grundlage und prinzipielle Anerkennung durch positives
Eingreife » des Staates schaffen will . Es »vird nämlich vorgeschlagen ,
daß zur Förderung und Begründung gemeinnütziger Bauvereini¬

gungen zwanzig Millionen Mark Staatsmittel zur Verfügung gestellt
»verde » sollen . Diese Summe ist nicht allzu reichlich bemessen für
die KleinwohnungSbedürfniffe des großen preußischen Staates , die

nach dem Kriege sicher sehr stark »verden . Jedoch ist es wenigstens
cii » Anfang , den man begrüßen kann . Die zweckentsprechende Ver¬

wendung der Staatsmittel ist so gedacht , daß sich der Staat un -
niittelbar selbst init Stammeiiilagen an derartigen Genossenschaften
beteiligt . Das hat für die wirtschaftliche und organisatorische Selbst¬
ständigkeit jener Genossenschasten freilich auch eine Schattenseite , auf
die iir Fachorganen bereits aufmerksan » gemacht wurde : der staat¬
liche Einfluß kain » sehr groß »verde »». Das braucht nicht unter allen
Ilmständen ein Nachteil zu sein , aber die Gefahr von Nachteilen
besteht sicher . Dieser Einsicht kann man sich nicht verschließen , zu¬
mal »venu man Iveiß , welche Einflüsse in der preußischen Staat » -
Veuvaltung wirksam sind . Jmnlerhin »vird es noch auf die Formen
anlommen , unter denen sich der Staat an der Aufbringung des
Gesellschaft ? - oder GenossenschaftSkapitnls beteiligt . Daß er die Re¬
visionen mit überwacht , dagegen dürste »venig einzuwenden sein .
In , allgemeinen »vird auch hier , wie bei allen Gesetzen , sehr viel
auf die Bestimmungen über die Ausführung ankommen . Der Bc -
amten - WohnungSbauverein zu Berlin hat bereits eine Reihe
Bedenken geltend gemacht . Besonders sträubt er sich dagegen , daß
die Preußische ZentralgenoffenschaftSkasse , deren Gcbahrung früh . e
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oft heftig angegriffen wurde , als eine Art Aufsichtsinstanz über die

mit dem Staat finanziell liierten Baugenoffenschaften gesetzt werden

soll . Im preufiischen Abgeordnetenhause dürfte der wichtige Gesetz¬

entwurf gewiß auch in dieser Hinsicht zu lebhaften Debatten führen . —

In den gröbere » Gemeinden beginnt man ebenfalls die Wichtig¬
keit der Kleinwvhnungsfrage nach dem Kriege einzusehen und schon

jetzt sich darauf einzurichten . So hat die Stadtverwaltung von

Zwickau beschlossen , drei Millionen Mark zur Förderung des gc -

meiimützigen Kleinwohnungsbaues zur Verfügung zu stellen . Auch

hier rechnet man besonders auf die baugenossenschaftliche Tätigkeit ,
die durch städtische Mittel unterstützt werden soll . Die Stadt hat
aber auch die Absicht , in eigener Regie zu bauen . Man kann nur

wünschen , daß das Beispiel möglichst rasche und viel Nachahmung

findet .
In Ost er reich hat die konsuingenossenschaftliche Tätigkeit eine

eigentümliche Veränderung und Erweiterung ersahreu . Die allge¬
meine Rationierung der Lebensmittel ist dort bei Iveitem nicht so

ausgebaut wie in Deutschland . Nachdem die Gewerkschaftsvertreter
mit dein Kriegsministerium verhandelt hatten und sich dann wieder

an die Konsumvereine wendeten , ist eine neue genossenschaftliche
Organisation entstanden , die man „ LebenSmittclverband der

Kriegdienstleister " nennt . Schon der Name sagt , daß eS sich
dabei um Versorgung der »Kriegsdienstleister " in den Betrieben mit
Lebensmitteln handelt . Der neuen Genossenschaft sind angeschlossen
die Unternehmer , die Gewerkschaften und die Arotzeinkaufsgesellschaft
österreichischer Konsumvereine . Sie ist unter der Bedingung in den

Bersorgungsverband der Annee aufgenommen worden , dag sie die

praktische Durchführung des Systems übernehme . (I) Diese Aufgabe
mutzte natnrgemätz der Konsumvereinsorganisation zufallen , denn
den Unternehmer » und den Gewerkschaften fehlten dazu alle Ein¬

richtungen und Erfahrungen . Die KonsumvercinSorganisation erhält
die nötigen Waren zur Verteilung direkt von den Neichszentralen
geliefert . Und zlvar nicht nur für die „Kriegsdienstleister " , sondern
auch für die Konsumvereinsmitglieder der in Frage kommenden

Bezirke . In dem letzteren Unistand scheint man den Vorteil der

Sache für die Konsumvereine zu sehen , die auf diese Weise wohl
sicher zu den Waren kommen , die sie siir die Mitglieder brauchen .
Damit ist eine regelmähigere Versorgung gewährleistet , was in den
Massen den Anreiz zmn Eintritt in die Konsumvcrine gibt . Vor¬

läufig konimt für diese genossenschaftliche Warcnvermittlung haupt¬
sächlich Wien in Frage , wo ein sehr großer Konsumverein mit ent¬

sprechenden Einrichtungen und Eigenbetrieben die praktische Durch¬
führung der komplizierte » Aufgabe ermöglicht . Ein Viertel der
Wiener Bevölkerung wird angeblich auf diese Weise mit Waren

versorgt . In Niederösterreich dürfte inzwischen der gleiche Plan
seine Verwirklichung gefunden haben . Der Heeresverwaltung wird
diese freiwillige Mithilfe in der schwierigen ErnährungSfrnge natür¬
lich ebenfalls sehr willkommen sein .

Der Konsumverein in Mailand besteht jetzt 30 Jahre . Seine

Gründung und Entwicklung ähnelt stark der der deutschen Arbciter -
konsumvcreine . Er wurde im Jahre 183g von 134 Personen mit
einem „ Kapital " von 1712 Lire ins Leben gerufen . Seine Grün¬
dung unterschied sich nur insofern von deutschen Verhältnissen , als
man zunächst Kleidungsstücke und Schnittwaren , nicht Lebensmittel ,
für die Mitglieder besorgte . Heute ist der Berein eine große mo¬
derne Genossenschaft , die im Jahre 1L1S an 1ö 037 Mitglieder zählte
und einen Umsatz von beinahe 16 Millionen Lire verzeichnete . Der
Verein hat Bäckerei und andere eigene Betriebe , er unterhält ein
großes Weinlager , ein Vollshotel und volkstümliche Nachtherbergen ,
in denen für wenig Geld gute Uiitcrkrmft geboten wird . Während
der Kriegszeit hat die Genossenschaft eifrig als Preisregulator ge¬
wirkt .

Der Präsident der Verwaltungskommission des Verbandes
schweizerischer Konsumvereine , B. Jäggi , hat die ihm von
der sozialdemokratischen Partei der Schweiz übertragenen parla -
«nentarischen Mandate als Mitglied des Nationalrates und des
Großen Rates niedergelegt . Er begründet diesen Entschluß in einem
längeren Schreiben an die Parteileitung , das auch in einem Teil
der deutschen Parteipreffe mit Kommentaren vom Standpunkt der

�. sogenannten Mehrheitspolitik veröffentlicht wurde . Jäggi erklärt ,
daß seine Auffassung mit der „verschiedener Organe der Partei nicht
innner übereinstiimnte " . Er lehnt es ab , „politische Rücksichten einer
gesunden Entwicklung der genossenschaftlichen Institutionen voran¬
zustellen " . Er müsse seinen , Gewissen Zwang antun , wolle er sich
allen Parteibeschlüssen fügen , die nach seiner Meiimug „öfter ohne
gründliche Überlegung gefaßt " worden wären . Der Vorgang hängt
mit den nunmehr durchgeführten Bestrebungen der Einheit der
Partei in der Schweiz zusamnien , und es müßte genüge » , davon
Kenntnis zu nehmen . Die „ Konsumgenosseuschaftliche Rundschau "

fühlt sich aber veranlaßt , der Erklärung Jäggis folgenden Schwanz
anzuhängen : „Parteipolitischer Unverstand , Prinzipienrciterei und
Unduldsamkeit erweisen sich also auch in der Schweiz als schlimme
Hemmnisse des Fortschritts und schädigen die Interessen gerade der¬

jenigen Kreise , zu deren Wohl sie angeblich wirken . " Ob man in

Hamburg wirklich sachlich so genau orientiert ist , um ein derartiges
llrteil abgeben zu können ? Der Schweizer Arbeiterbewegung ist sicher
damit nicht gedient . Sie dürste sich eine solche von SachkenntiüS
nicht getrübte Einmischung wahrscheinlich entschieden verbitte ». —

Der Verband schweizerischer Konsumvereine hat bei Frauenfcld
einen zweiten laiidwirtschnftlichcn Betrieb für 240000 Franken er¬

worben . Ii k' -

Notizenteil .
A" . s dem öffentlichen Leben .

Die Genossen Franz Mehring und Grust Meher auS der

Schutzhaft entlassen . Am 23. Dezember ist Genosse Mehring end¬

lich aus der Schutzhaft entlassen worden , die die Gesundheit des

mehr als 70jährigen schwer bedrohte . Er wurde , wie die „ Leipziger

Volkszeitung " mitteilt , im Krankenwagen in seine Wohnung be¬

fördert . Gründe für seine Haftentlassung sind ihm nicht angegeben

worden , dagegen erhielt er nach dein „ Vorwärts " die Verwarnung ,

„ daß er erneut in Schutzhaft genommen werde , wenn er während

der Kriegsdauer durch ffeine weitere Tätigkeit die Sicherheit des

Reichs gefährden würde " . Geheiumis und Belagerungszustand lautet

die Antwort auf die Frage , wodurch Genosse Mehring durch seine

frühere Tätigkeit die Sicherheit des Reichs gefährdet haben soll .

Genosse Meyer , der kränklich ist und in der Schutzhast schwer er¬

krankt war , kehrte am 30. Januar in die deutsche Freiheit zurück .

Über die Gründe seiner monatelangen Schutzhast fehlt ebenfalls

jede Erklärung , geschweige denn ein Belveis seiner reichsgefährdenden

Betätigung . Möchten die beiden Genossen sich bald von den Folgen

der unbequemen Tatsache erholen , durch eine fest begründete Über¬

zeugung am Umlernen verhindert zu sein .
Die Genosse » Schwab , Nödel , Tchl » , » berger aus Stuttgart

vor dem ReichSgcricht . Vor den vereinigten ztvciten und dritten

Strafsenaten des Reichsgerichts zu Leipzig ist am 20.

und 21. Dezember 1010 gegen die Genossen Schwab , Rödel und

Schlumbcrger aus Stuttgart verhandelt worden . Genosse Schwab

war seit Januar 1012 Gcmcindcrat in Stuttgart und bis zur

Spaltung der Parteiorganisation Vorsitzender des Bezirksvercins

Stöckach . Seit Frühjahr 1010 war er zweiter Vorsitzender des so¬

genannten alten oder roten Sozialdcuiokratischen Vereins Stutt¬

gart . Etwa sechs Jahre amtierte er als Vorstand des Sozialdemo¬

kratischen Jugcndausschnsses für Württemberg und bis zum Fe -

bruar 1010 als Vorsitzender des Jugcndausschusses für Stuttgart .

Zu der angegebenen Zeit verbot ihm das stellvertretende General¬

kommando des 13. Armeekorps jede Tätigkeit für die Jugendorga -

nisation . Genosse Rödel ist Filialleiter des Deutschen Textil -

arbcitcrverbnndes in Stuttgart und war vor der Spaltung Vor¬

standsmitglied des Sozialdemokratischen Vereins . Genosse Schlum -

bergcr war seit Sommer 1016 Beisitzer im Vorstand der alten

Stuttgarter Parteiorganisation und saß von 1303 bis 1006 im

württembcrgischen Landesvorstand . Die Anklage gegen die drei

lautete auf versuchten Landesverrat . Parteiorgane und

bürgerliche Blätter haben über den Prozeß vor dem Reichsgericht
den folgenden Bericht veröffentlicht :

„ Es handelt sich um das Flugblatt . Zweieinhalb Jahre Zucht¬

haus ' . das in Stuttgart und biclen anderen Orten Deutschlands

am 0. und 11. Juli 1016 verbreitet worden ist . Irgendwelchen Er -

folg hat dasselbe nicht gehabt , Arbeitseinstellungen sind nirgendwo

erfolgt . Schwab hatte zugegeben , daß er etwa 600 Stück dieses

Flugblatts an verschiedene Genossen zur Verbreitung in Stuttgart

abgegeben habe . Bei einer Haussuchung in Rödels Geschästsräumcn
der Stuttgarter Filiale des Textilarbeitervcrbmches am 13. Juli
wurden uuter abgelegten Zeitungen etwa 200 Stück des Flugblatts

gefunden , ebenfalls bei einer Haussuchung in Schlumbergers

Wohnung 40 Stück in dessen Joppe . Rödel und Schlumberger be¬

streiten jede Verbreitung .

In der Verhandlung spielte die politische Tätigkeit der

Angeklagten eine große Rolle . Sie wurde » vom Neichsauwalt als

Knhäuger der Liebknechtgratzipe bezeichnet , und es wurden ei ,

große Anzahl der Flugschriften dieser Gruppe sowie einige Spa :

tacus - Briefe verlesen . Ebenso wurden die gemeinschaftliche Erkll

rung des Partcivorstandes und der Gencralkommission vom
26 . Juli und ihre Erwiderung im . Vorwärts ' ans die Mitteilung
der Opposition Nr . 4 verlesen , in denen sie . gegen gewissenlose
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Treibereien , die für jeden Beteiligten die schwersten Folgen haben

können " , warnen . Auf diese Veröffentlichungen des

Partetvorstandes und der Generalkom Mission

legte der Reichsanwalt das allergrößte Gewicht .

Er begründete aus deren Wortlaut auch , daß in dem Flugblatt

nicht zu einem kurzen Proteststreik aus Anlaß der Verurteilung

Liebknechts aufgefordert werde , sondern zu einem großen Muni -

tionsarbciterstrcik in ganz Deutschland , und daß die Angeklagten
das fragliche Flugblatt in diesem Sinne aufgefaßt haben müßten .
Er behauptete ferner , daß eine Organisation zur Verbreitung dcS

Flugblatts bestanden habe , und daß die Angeklagten als Teil '

» ehmer dieser Organisation mit den Verbreitern des Flugblatts

in den übrigen Städten zusammengewirkt hätten . Es kam auch

zur Sprache , daß französische Ballons init Spartacus - Flugbläitern

in Württemberg niedergingen , woraus der Rcichsanwalt folgerte ,

daß die Verbreitung dieser Flugblätter unter der deutschen Be¬

völkerung der französischen Regierung sehr wertvoll erscheine . Er

behauptete auch , daß deutsche Ballons mit dem Flugblatt . Zwei¬

einhalb Jahre Zuchthaus ' nach Frankreich von Württemberg aus

abgelassen worden seien , konnte dies aber nicht beweisen .
Das Strasgcsetz bedroht Landesverrat init Zuchthaus , wenn

derselbe aus einer ehrlosen Gesinnung entsprungen ist : sonst und

beim Vorhandensein mildernder Umstände mit Festungshaft . Der

Reichsanwalt beantragte , obgleich , wie gesagt , das Flugblatt nir¬

gendwo den Erfolg der Arbeitseinstellung gehabt hat , unter Ver¬

sagung mildernder Umstände gegen Schwab 2 Jahre tl Monate

Zuchthaus und 5 Jahre Ehrverlust , gegen Rödel und Schlum -

berger je 1 Jahr und ö Monate Zuchthaus und 3 Jahre Ehr¬

verlust . Er begründete die ehrlose Gesinnung unter anderem da¬

mit , daß die Angeklagten nach Ausbruch des Krie¬

ges ihre politische Gesinnung nicht geändert

hätten , obgleich dies die Mehrheit der Fraktion

und der Parteivorstand getan : außerdem mit der un¬

geheuren Gefahr der Schädigung der Kriegsmacht des Deutschen

Reiches durch die Verbreitung des Flugblatts .
Das Reichsgericht sprach Rödel und Schlumberger frei und ver¬

urteilte Schwab zu 2 Jahren Zuchthaus , auf die 2 Monate Unter¬

suchungshaft angerechnet werden , und zu 5 Jahren Ehrverlust .

Es verkündete , daß es sich um eine Tat handle , wie man sie sich

für Deutschland nicht schwerer vorstellen könne . Die Verbreiter

suchten die Volksgenossen im Schützengraben wehrlos zu machen .
Politischer Fanatisinus möge mitgewirkt haben . Eine solche Hand¬
lung , die eine erhebliche Gefahr für Deutschland heraufbeschworen ,
sei aber aus ehrloser Gesinnung entsprungen , und deshalb sei auf

Zuchthausstrafe und Ehrverlust erkannt .

Die Verteidigung , welche von den Rechtsanwälten Schickler aus

Stuttgart und vr . Herzfeld aus Berlin geführt wurde , hatte ver¬

geblich darauf hingewiesen , daß eine politische Anschau¬

ung die entgegengesetzte und deren Handlung

nicht für ehrlos erklären könne , und daß auch , da nicht
der geringste Schaden entstanden sei , den Angeklagten , die sich bis¬

her tadellos geführt und das Vertrauen ihrer Mitbürger genössen ,

unbedingt mildernde Umstände zugebilligt Iverden sollten , falls
das Gericht zu einer Verurteilung käme .

In dieser Entscheidung hat das Gericht zum ersten Male den

indirekten Landesverrat in die Rechtsprechung eingeführt .

Vergeblich hatte die Verteidigung darauf hingewiesen , daß dadurch

jede feste Grundlage für den Begriff des Landesverrats schwinde .
'

Für den Frieden .

Die FrirdcnSresoltttion der Genossinnen von Grost - Berlin ,
die auf der Konferenz einstimmig zur Amiahme gelangte , hat diesen
Wortlaut :

„ Das grauenhafte Wüten des Weltkrieges , dessen schaudernde
Zeugen wir sind , hat nunmehr seit 27 Monaten die Fluren Europas
verwüstet , die Menschen , wie die Grashalme unter der Sense hin¬
gemäht , Kulturgüter von Generationen zerstört und bittere Not und

unsägliches Leid über die Völker gebracht .
Das kapitalistische Weltmacht - und Herrschaftsstrsben , das letzten

Endes den Weltbrand entzündete , hat im weiteren Verlauf des

Krieges ein bisher neutrales Land nach dem anderen in den Mal -
stroin der Menschsnvernichtung und des wirtschaftlichen Ruins hin¬
eingezogen . Längst ist die Blüte der Nationen dahingesunken und
nnmer neue Reserven werden ins Feuer geführt , dein Tod , der Ver -
kl üppelung oder dem Siechtum ausgeliefert . Und den weitaus
größten Teil dieser Todesopfer stellt das Proletariat , das jetzt mit
den Wassen in der Hcmd gegeneinander kämpft , während seine ge¬
schichtliche Aufgabe , die gsmeinsame Bekämpfung und Überwindung

63

des Kapitalismus , der kapitalistislben Weltmachtspolitik , sowie die

Verwirklichung des Sozialismus ist .
Die Massenvernichtung des Proletariats , der sozialistisch denkenden

und strebenden Arbeiter — eine Vernichtung , wie sie nie zuvor die
Welt geseben hat — , ist ein schwerer tödlicher Schlag gegen die

sozialistische Bewegung , gegen die Verwirklichung der hohen Ideale
der Menschheit .

Klarer als je zuvor ist durch diese Entwicklung der Dinge die
internationale Solidarität des Proletariats der ganzen Welt als

geschichtliche Notwendigkeit enthüllt und auf das eindringlichste dar¬

gestellt . "
Das Proletariat hat kein Interesse an der Niederzwingung der

einen oder der anderen Wächtegruppe , getreu seiner sozialistischen
Überzeugung will es Frieden ; einen Frieden , der die Freiheit und

Unabhängigkeit der beteiligten Völker sicherstellt und damit das

Unterpfand schafft für einen friedlichen Wettbewerb , für die schnelle
Wiederherstellung der menschlichen Gemeinschaft aller Kulturvölker .

Die sozialistische Frauentonferenz Groß - Berlms fordert deshalb ,
daß die deutsche Regierung schleunigst die nötigen Schritte zum
Frieden unterninunt , zu einen ! Frieden ohne jegliche Annexionen ,
ohne politische oder wirtschaftliche Vergewaltigung irgend eines
Volkes .

Die sozialistischen Frauen erheben im Namen der Menschlichkeit
diese Forderung , damit dem Blutvergießen endlich ein Ende gemacht
wird und setzen getreu ihrer sozialistischen Weltanschauung dein

blutigen Völkermorden das Prinzip der menschlichen Solidarität ,
der hohen innigen Kulturgemeinschaft der Menschheit entgegen .

Als Trägerinnen neuen Lebens , als Pflegerinneu und Erziehe¬
rinnen der jungen Generation trifft sie die Vernichtung des blühen¬
den Menschenlebens besonders hart , empfinden sie doppelt schmerz¬
lich den Verlust der Vielen , die , erfüllt von hoher edler Gesinnung ,
sozialistlscher Überzeugungstreue und kühnen Heldenmuts ins Grab

sanken , und um so heißer ist ihr Wunsch , um so gebieterischer ihre
Forderung nach Frieden . Sie versprechen , mit starker Energie und

unermüdlichem Eifer für eine schnelle Herbeiführung des Friedens
wirken zu wollen .

Eine Autwort aus Deutschland auf die Botschaft der hol¬
ländischen Genossinnen . Genossin Zieh hat in der Parteipresse
den Ausruf unserer holländischen Schwestern zur Friedeusarbcit
wie folgt beantwortet :

„ Unermüdlich sind die sozialistischen Frauen der kriegführenden
Länder und der neutralen Staate » Europas und Amerikas bc
müht gewesen , für die Herbeiführung des Friedens zu wirken und
durch die Bekämpfung des Völkerhasses und des Chauvinismus im
eigenen Lande einem baldigen Kriegsabschluß durch eine Verstän .
digung der Völker die Bahn ebnen zu helfen .

War es ihnen auch verwehrt , von der Parlamentstribüne herab
die Not der Völker hinauszuschreien in die Welt und zu fordern ,
daß dem Wüten der Kriegsfurie Einhalt geboten werde , so haben
sie doch alle sonstigen Mittel genutzt , um nach Maßgabe ihrer
Kräfte im Sinne der sozialistischen Überzeugung für das genannre
Ziel zu Wirten . Wo immer es möglich war , haben sie der Über¬

zeugung Ausdruck gegeben , daß der Krieg kein geeignetes Mittel

sei , die großen Streitfragen der Nationen zu lösen , daß aber un¬

wiederbringlich verloren ist , was er vernichtet an kostbaren Mcn

schenlebcn und mit diesen an kulturschasfender Arbeitskraft , an

hoher Intelligenz und großer , edler Gesinnung ; daß er eine Fülle
sittlicher und geistiger Kulturerrungenschaften zerstampft , Jdecn -
gemcinschasten der Völker zerreißt und statt dessen Nationalitäten -
und Rassenhaß üppig in die Halme schießen läßt ; ganz zu schwei¬

gen von der unübersehbaren Vernichtung materieller Kulturgüter ,
durch die Europa verarmt und um Jahrzehnte in der Kulturent

Wicklung zurückgeworfen wird .

Nachdem das Friedensangebot der Mittelmächte und die Inter¬
vention Wilsons ein schwaches Flämmchcn Friedenshossnung ent¬

zündeten , haben unsere holländischen Genossinnen als internatio¬
nale Sozialisten und getreu ihren demokratischen Grundsätzen der

Überzeugung Ausdruck gegeben , daß die Völker der kriegführenden
Mächte , und unter ihnen besonders die Frauen , berufen seien , das

schwache Flämmchen Friedenshoffnung zur lodernden Flamme an¬

zufachen .
Wir danken unseren holländischen Genossinnen für ihre Treue

und internationale Solidarität . Mögen ihre glühende FriedenS -

schnsucht atmenden Worte überall in den Herzen der Genossinnen
zünden und mithelfen , in den Völkern die Erkenntnis zu erwecken
und zu stärken , daß es ihre geschichtliche Aufgabe ist , dem Völker¬
morden ei » Halt zu gebieten .

Will es auch fast scheinen , daß nach der Antwort der Enicnrs -

regierungen und nach dem Echo , das diese Antwort in einem
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großen Teil der Presse der Mittelmiichte gefunden hat , die Friedcns -

möglichkeit wieder in weite Ferne gerückt sei , so ist es um so mehr

Sache der Voltsmassen , ihr Sinnen und Trachten , ihre heiße Sehn¬

sucht und ihren gemeinsamen Willen für den Frieden wirksam zu
niachen .

? in diesem Sinne tätig zu sein , ist heilige Pflicht der Frauen .

Leidenschaftlich müssen sie dem Beginnen wehren , das neue

Schranken zwischen den Völkern aufrichten möchte und weiter an
die Gewale der Waffen appelliert . Das stürmische Begehren der

Völker in allen kriegführenden Ländern muß die Regierungen

porwärtsdrängcn und die Kräfte überwinden , die sich einem schnel¬
len Friedensschluß , der keines der beteiligten Völker politisch und

wirtschaftlich vergewaltigt , entgegenstellen . Nur so wird der lang¬

ersehnte Friede baldige Wirklichkeit werden . "

Sozialistische Frauenbewegung im Ausland .

Der Frauentag unserer österreichischen Genossinnen loird

trotz der Kriegsnöte und Kriegshindernisse im März abgehalten
werden . Datum und Form war noch nicht festgelegt , entschieden

jedoch , daß wiederum ein besonderes Frauentagsblatt er¬

scheint , das einen internationalen Charakter tragen soll . Es sei
daran erinnert , daß auch die schweizerischen und nieder¬

ländischen Genossinnen einen Frauentag veranstalten . Ge¬

nossin Zieh hat für Deutschland Fraucntagsvcranstaltungen an¬

geregt .

Arbeitslosigkeit der weiblichen Erwerbstätigen .

Die Arbeitslosigkeit der weiblichen Erwerbstätigen im No¬
vember lvtk . Die Zahl der weiblichen Arbeitsuchenden hatte sich
im Verhältnis zur Zahl der offenen Stellen seit April 19tS ständig
verringert . Im Oktober erfuhr sie zum ersten Male wieder eine ge¬
ringe Zunahme , und eine Zunahme ist auch für den November zu
verzeichnen . Nach den Berichten der deutschen Arbeitsnachweise
kamen auf Ivo offene Stellen für Arbeiterinnen 136 Arbeitsuchende

gegen l3S im Oktober und 134 im September . Bon den hauptsächlichen
12 Berufsgrrrppen zeigten 4 eine Zunahme und 8 eine Abnahme der

Andrangziffer . Über den Durchschnitt von 136 weiblichen Arbeitsuchen¬
den finden wir in den Berufsgrrrppen derWebstoffarbeit , Beklei¬

dung und Reinigung , Fabrikarbeit ohne nähere Bezeichnung
und des Handelsgewerbes . Die geringste Zahl weiblicher Arbeit¬

suchender zeigen mit 66 die Landwirtschaft , ferner häusliche

Dienste mit Sö und die Papierindustrie mit 164 Arbeitsgesuchen
auf je 106 offene Stellen . In den einzelnen Landesteilen ist die

Arbeitslosigkeit der weiblichen Erwerbstätigen nach wie vor sehr
verschieden . In dem die Spitze haltenden Elsaß - Lothringen stieg
die Andrangziffer von 436 im Oktober auf 662 im November . An

zweiter Stelle steht jetzt Lübeck mit 252 gegen 137 im Oktober . Den

niedrigsten Stand hat H e s se n - N a s s a u mit 89 Arbeitsuchenden gegen
92 im Oktober auf 169 offene Stellen für Frauen . Von 24 Landes¬
teilen wird aus 14 eine Steigerung der Arbeitslosenziffer berichtet ,
9 zeigen eine Abnahme und in 1 ist keine Veränderung eingetreten .
Es berichteten 35 Gewerkschaftsverbände über zusammen 781512

Mitglieder , unter denen sich 147 396 weibliche befanden . Sie zählten
am Novemberstichtag 13168 Arbeitslose , was einem Prozentsatz von

1,7 entspricht gegen 2 Prozent im Oktober . Die weiblichen Mitglieder
stellten dazu 929 1 Arbeitslose oder 6,3Prozent ihres Bestandes , während
von den organisierten Männern nur 6,6 Prozent arbeitslos waren .

'

Die Arbeitslosigkeit der weiblichen Mitglieder war also 16 V- mal

so groß als die der männlichen . Der Textilarbeiterverband stellt
allein 5647 weibliche arbeitslose Mitglieder , gleich 68 Prozent der Ge¬

samtzahl und 17,3 Prozent seiner weiblichen Mitglieder . Dieser Pro¬
zentsatz wird noch etwas übertroffen vom Verband der Hut - und

Filzwarenarbeiter , von dem 17,4 Prozent weibliche Mitglieder
arbeitslos waren . Den Durchschnitt von 6,3 arbeitslosen weiblichen
Mitgliedern übersteigen ferner der Porzellanarbeiterverband
mit 15,9 und der Lederarbeiterverband mit 16,2 Prozent ar¬

beitsloser weiblicher Mitglieder . Wenn auch einzelne Verbände eine

Zunahme der weiblichen Arbeitslosen aufweisen , so ist doch im all¬

gemeinen eine Besserung der Lage eingetreten , denn im Oktober

waren in den Verbänden 7,3 Prozent der weiblichen Mitglieder
arbeitslos gegen 6,6 Prozent der männlichen Mitglieder .

Ohne Zweifel ist der Rückgang weiblicher Arbeitsloser wiederum

darauf zurückzuführen , daß einberufene männliche Arbeitskräfte durch
weibliche ersetzt worden sind . DaS geht aus den Nachweisungen der

Krankenkassen hervor . Es berichteten 5919 Krankenkassen . Diese

hatten am 1. Dezember 4627862 weibliche Pflichtmitgliedcr gegen
3952943 am 1. November , also ein Mehr von 74859 oder 1,39 Pro¬
zent , während die Zahl der männlichen Pflichtmitgliedcr in derselben
Zeit von 4186792 auf 4637359 gesunken ist . Die Zahl der männ¬
lichen Versicherten weist also nur noch einen ganz geringen Vo >-
sprung auf , der zweifellos bald verschwunden sein dürfte . Auch diese
Entwicklung der Dinge predigt eindringlich , wie bitter not es tut ,
die weiblichen Erlverbstätigen aufzuklären und ihren Gewerkschafts¬
organisationen zuzuführen . Ii .

Frauensttmmrecht .

Sozialistische Frauen als Abgeordnete im Finnischen Land¬

tag . 17 Genossinnen befinden sich unter den 24 Frauen , die in «
Juni 1916 als Abgeordnete in das Parlament Finnlands - gewählt
worden sind . Zu den Gewählten gehören unsere Freundin Hilja
Pärssinen , den Genossinnen als Mitarbeiterin der „Gleich¬
heit " wohlbekannt , serner Minna S i l l a n p ä ä , die Gründerin
und Vorsitzende der finnischen Hausangestclltenorganisation . Unter
den wenigen weiblichen bürgerlichen Abgeordneten befindet sich
Fräulein Van Hhnet , die erste Gewerbeinspektorin in Finn¬
land . Daß seit Einführung des aktiven und passiven Fraucnwahl -
rrchts in Finnland — 1966 , als Frucht der Revolution in Ruß¬
land — bei jeder Landtagswahl Frauen in das Parlament ent¬

sendet worden sind , daß die letzten Wahlen unter dem höchsten
Druck der zarischcn Gewaltherrschaft einer so stattlichen Zahl weib¬

licher Abgeordneten Sitz und Stimine verliehen haben , spricht ein¬

dringlich dafür , daß die Parlamentarierinnen sich bei der Arbeit

bewährt haben .

Die Beteiligung der Frauen an deu letzten Landtagslvahlen
in Finnland ist leider hinter derjenigen der Männer zurückgeblieben .
ES haben nur 51,4 Prozent der weiblichen Wahlberechtigten ihr
Bürgerrecht ausgeübt gegen 66,1 Prozent der wahlberechtigten
Männer . Die geringere Wahlbeteiligung der Frauen wird von

mancher Seite darauf zurückgeführt , daß es im Lande nur eine

kleine Zahl politischer Fraucnvereine gibt . Wo solche bestehen , soll
das Interesse der Frauen an der Wahl sich darin geäußert haben ,

daß mehr Wählerinnen den Weg zur Urne fanden . Letzten Endes

dürfte sich die schwächere Wahlbeteiligung der Frauen dadurch er¬
klären , daß diese seit kürzerer Zeit als die Männer tätigen Anteil

am politischen Leben nehmen . DaS Frauenwahlrecht wird der

stärkste Ansporn sein , Frnuengleichgültigkeit gegen die Politik zu
überwinden .

Die erste Ausübung deS politische » Wahlrechts durch die

Frauen iu Dänemark . Am 14. Dezember 1916 haben die dänischen

Frauen zum ersten Male Gebrauch von dem politischen Wahlrecht

niachen dürfen , das ihnen die neue Verfassung zuerkannt hat . Und

zwar nicht bei Parlamentswahlen , sondern bei einer Volks

a b st i m m u n g, die über den Verkauf der Dänisch - Westindischen

Inseln an die Vereinigten Staaten entscheiden sollte . Die Volks¬

abstimmung ergab eine starke Mehrheit für den Verkauf der In

sein und damit für die Politik des Koalitionsministeriums unter

dem Vorsitz des Bürgerlich - Radikalen Zahle . Es sollen ungefähr

nur 46 Prozent der wahlberechtigten Frauen abgestimmt haben ,

ein Prozentsatz , dessen Niedrigkeit überrascht , weil in Dänemark

die Frauen seit Jahren durch den Besitz des Wahlrechts zu so¬

zialen Körperschaften und zu den Gemeindevertretungen erhöhte ?

Interesse am öffentlichen Leben und politische Schulung crlangr

haben . Soweit die Frauen abgestimmt haben , sollen sie sich über¬

wiegend für den Verkauf der Inseln erklärt und zum Siege des

Ministeriums Zahle beigetragen haben .

Die Frau in öffentlichen Aemtern .

Die erste weibliche Abgeordnete zum Buudespgrlameut der

Bereinigte » Staaten bat bei den letzten Wahlen im November v. I .
der Staat Montana gewählt . Die Erwählte ist Frau Ran¬

king , eine bekannte Kämpferin für Frauenrechte . Sie führte den

Wahlkampf als „ unabhängige Kandidatin " , das heißt sie gehörte

keiner politischen Partei an , und siegte über einen demokratischen

und einen republikanischen Mitbewerber um das Mandat zum Re¬

präsentantenhaus . Im Staate Montana besteht das aktive und

passive Frauenwahlrecht , und es ist kein Zweifel daran , daß die

Frauenstimmen die Entscheidung für Frau Ranking herbeigeführt .

haben .

«Vera » Iw örtlich sür die R- daMon : Frau Mara Z- Mn ttzundc ! , , WUyelmsvoye ,
Post Degerloch bei Slullgo . rl .

Druck und «erlag von J . H. A. >. Dl - » Nachs. tS . m. d. H. ,n Tluttgar ».
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